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a) Satzungen,  verordnungen  und 
 Bekanntmachungen 
 der  region  hannover  und  der  
 landeShauptStadt  hannover

 region hannover
 
 antrag auf erteilung einer genehmigung nach den 

§§ 4, 19 Bundes-immissionsschutzgesetz (BimSchg) 
– 36.13-1.04/19 meitze Flst. 212/1 –

Die Fa. eNatura nachhaltige Energien Deutschland 
GmbH, Seestraße 28, 76275 Ettlingen hat mit Antrag vom 
02.12.2011 die Erteilung einer Genehmigung nach den 
§§ 4,19 BImSchG i.V.m. der Ziffer 1.6 Spalte 2 der 4. Ver-
ordnung zum BImSchG (4.BImSchV, „Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen“) für die Errichtung 
und den Betrieb einer Windkraftanlage in der Gemarkung 
Meitze, Flur 1, Flurstück 212/1 im Außenbereich der Ge-
meinde Wedemark beantragt. Dieser Antrag ist gem. § 2 
Abs. 1 Ziffer 2 der 4. BImSchV im vereinfachten Verfahren 
durchzuführen (§ 19 BImSchG). Der Windpark besteht 
insgesamt aus 12 Windkraftanlagen. 
Das Vorhaben wird in einer genehmigungspflichtigen An-
lage durchgeführt, die unter Nr. 1.6.2 der Anlage 1 des Ge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
genannt und in Spalte 2 mit einem „A“ versehen ist. Damit 
ist gem. § 3c Abs.1 UVPG i.V.m. Anlage 2 eine allgemeine 
Vorprüfung für das Vorhaben erforderlich.
Die Vorprüfung der entscheidungserheblichen Daten und 
Unterlagen für das Vorhaben zur Errichtung und zum Be-
trieb der Windkraftanlage hat zu dem Ergebnis geführt, 
das eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforder-
lich ist.
Gem. § 3a UVPG wird dieses Ergebnis hiermit bekannt 
gemacht.

REGION HANNOVER
Der Regionspräsident

Im Auftrag
Scherf

 

 landeshauptstadt hannover

 – – –

B) Satzungen  und  Bekanntmachungen 
der  StÄdte  und  gemeinden

1. Stadt garBSen

 vergnügungssteuersatzung der Stadt garbsen

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Absatz 1 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der 
Fassung vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46) und der §§ 
1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgaben-
gesetzes (NKAG) in der Fassung vom 9. Dezember 2011 
(Nds. GVBl. S. 471) hat der Rat der Stadt Garbsen in sei-
ner Sitzung am 21. Mai 2012 folgende Vergnügungssteu-
ersatzung beschlossen:

§ 1
Steuergegenstand

Die Stadt Garbsen erhebt Vergnügungssteuer für die fol-
genden im Stadtgebiet durchgeführten Veranstaltungen 
gewerblicher Art:
1. Tanz- und karnevalistische Veranstaltungen;
2. Veranstaltungen von Schönheitstänzen, Table Dan-

ces, Striptease, Peepshows, Schaustellungen von Per-
sonen und Darbietungen ähnlicher Art sowie Cat-
cher-, Ringkampf- und Boxkampfveranstaltungen, 
wenn Personen auftreten, die solche Kämpfe berufs- 
oder gewerbsmäßig ausführen;

3. Vorführungen von Filmen - unabhängig von der Art 
der Aufzeichnung und Wiedergabe - die nicht von der 
obersten Landesbehörde nach den §§ 11, 12 und 14 
des Jugendschutzgesetzes (JuSchG) vom 23. Juli 2002 
(BGBl. I 2002 S. 2730), in der jeweils geltenden Fas-
sung, gekennzeichnet worden sind;

4. das Ausspielen von Geld oder Gegenständen in Spiel-
clubs, Spielcasinos und ähnlichen Einrichtungen, so-
weit nicht von den Nrn. 5 und 6 erfasst;

5. die entgeltliche Benutzung von Wettterminals, Spiel-, 
Geschicklichkeits- und Unterhaltungsapparaten, -ge-
räten und -automaten einschließlich der Apparate, 
Geräte und Automaten zur Ausspielung von Geld- 
und Gegenständen (Spielgeräte) sowie Musikauto-
maten in Spielhallen und ähnlichen Unternehmen 
im Sinne des § 33i der Gewerbeordnung und darüber 
hinaus von allen Spielgeräten mit und ohne Gewinn-
möglichkeit an allen anderen Aufstellorten, soweit sie 
der Öffentlichkeit zugänglich sind;

6. die entgeltliche Benutzung von elektronischen multi-
funktionalen Bildschirmgeräten (z. B. Personalcom-
puter, Spielekonsolen usw.) in Spielhallen, ähnlichen 
Unternehmen im Sinne von § 33i der Gewerbeord-
nung und an allen anderen Aufstellorten, soweit sie 
der Öffentlichkeit im Satzungsgebiet zugänglich sind, 
die das Spiel am Einzelgerät oder durch Vernetzung 
mit anderen örtlichen Geräten (LAN) oder im Inter-
net ermöglichen.

§ 2
Steuerbefreite veranstaltungen

Von der Steuer sind befreit:
1. Veranstaltungen, die von kulturellen Organisatio-

nen oder Filmklubs durchgeführt werden, wenn der 
Zweck der Veranstaltung ausschließlich in der Dar-
stellung kultureller, wissenschaftlicher oder künstle-
rischer Bildungsfragen und in der Diskussion oder 
Belehrung darüber besteht;

2. Veranstaltungen, bei denen überwiegend Filme oder 
Aufzeichnungen vorgeführt werden, die
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 a) von der von den Ländern für das Bundesgebiet ge-
bildeten Bewertungsstelle als „wertvoll“ oder „be-
sonders wertvoll“ anerkannt worden sind oder

 b) vom Bund, den Ländern, den Gemeinden oder der 
Filmförderungsanstalt (Körperschaft des öffentli-
chen Rechts) gefördert worden sind.

 Das gleiche gilt für das Vorführen von Aufzeichnun-
gen dieser Filme auf anderen Bildträgern;

3. Veranstaltungen, die in der Zeit vom 29. April bis 2. 
Mai aus Anlass des 1. Mai von politischen oder ge-
werkschaftlichen Organisationen, von Behörden oder 
von Betrieben durchgeführt werden;

4. Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1, deren Überschuss 
vollständig und unmittelbar zu gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken im Sinne der 
§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung verwendet oder 
gespendet wird, wenn der Zweck bei der Anmeldung 
nach § 12 angegeben worden ist und der verwende-
te oder gespendete Betrag mindestens die Höhe der 
Steuer erreicht;

5. Veranstaltungen auf Schützen-, Volks-, Garten- und 
Straßenfesten oder mit einem ähnlichen Charakter. 
Dies gilt nicht für Veranstaltungen bzw. Darbietun-
gen nach § 1 Nrn. 2 bis 4;

6. der Betrieb von Sportgeräten (z. B. Billard, Bowling, 
Kegeln, Dart, Tischfussball u. ä.);

7. der Betrieb von Spielgeräten für Kleinkinder.

§ 3
Steuerschuldner

(1) Steuerschuldner ist die Unternehmerin oder der Un-
ternehmer der Veranstaltung (Veranstalter).

(2) Steuerschuldner sind bei Spielgeräten im Sinne von 
§ 1 Nrn. 5 und 6 diejenigen, denen die Einnahmen 
zufließen.

(3) Steuerschuldner sind auch
 1. die Besitzerin oder der Besitzer der Räumlichkei-

ten, in denen die Spielgeräte im Sinne von § 1 Nrn. 
5 und 6 aufgestellt sind, wenn sie oder er für die 
Gestattung der Aufstellung ein Entgelt oder einen 
sonstigen Vorteil erhält;

 2. die wirtschaftliche Eigentümerin oder der wirt-
schaftliche Eigentümer, der Spielgeräte im Sinne 
von § 1 Nrn. 5 und 6;

 3. die Besitzerin oder der Besitzer der Räume oder 
Grundstücke, in denen die Veranstaltung stattfin-
det, wenn sie oder er im Rahmen der Veranstal-
tung Speisen oder Getränke verkauft oder unmit-
telbar an den Einnahmen oder dem Ertrag aus der 
Veranstaltung beteiligt ist.

(4) Die Steuerschuldner sind Gesamtschuldner in Sinne 
des § 44 der Abgabenordnung in Verbindung mit § 11 
Absatz 1 Nr. 2 b des Niedersächsischen Kommunal-
abgabengesetzes.

§ 4
erhebungsformen

(1)  Die Steuer wird erhoben als
 1. Kartensteuer;
 2. Steuer nach der Veranstaltungsfläche;
 3. Steuer nach der Roheinnahme;
 4. Spielgerätesteuer.
(2) Als Kartensteuer wird die Steuer bei Veranstaltungen 

nach § 1 Nrn. 1 bis 3 erhoben, wenn die Teilnahme an 
der Veranstaltung von dem Erwerb von Eintrittskar-
ten oder sonstigen Ausweisen abhängig ist.

(3) Als Steuer nach der Veranstaltungsfläche wird die 
Steuer bei Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 bis 3 erho-
ben, sofern die Voraussetzungen für die Kartensteuer 
nicht gegeben sind.

(4) Als Steuer nach der Roheinnahme wird die Steuer
 1. bei Vorführungen von Filmen nach § 1 Nr. 3 in Ka-

binen und ähnlichen Einrichtungen oder
 2. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 4
 erhoben.
(5) Als Spielgerätesteuer wird die Steuer in den Fällen des 

§ 1 Nrn. 5 und 6 erhoben.

§ 5
Beginn und ende der sachlichen Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt in den Fällen des § 1 Nrn. 1 
bis 4 mit Beginn der Veranstaltung, in den Fällen des 
§ 1 Nrn. 5 und 6 mit der Inbetriebnahme eines Spiel-
gerätes an einem der in § 1 Nrn. 5 und 6 genannten 
Aufstellorte.

(2) Die Steuerpflicht endet bei Veranstaltungen nach § 
1 Nr. 1 bis 4 mit Beendigung der Veranstaltung, bei 
Geräten nach § 1 Nr. 5 und 6, wenn das Gerät außer 
Betrieb gesetzt wird.

§ 6
Bemessungsgrundlage

(1) Bemessungsgrundlage bei der Kartensteuer (§ 4 Ab-
satz 2) ist grundsätzlich die Summe aller auf den aus-
gegebenen Karten oder sonstigen Ausweisen angege-
benen Preise. An die Stelle des Kartenpreises tritt das 
tatsächliche Entgelt, wenn dieses nachweisbar höher 
oder niedriger oder auf der Karte nicht angegeben ist.

(2) Entgelt im Sinne von Absatz 1 ist die gesamte Ver-
gütung, die für die Teilnahme an der Veranstaltung 
gefordert wird. Zum Entgelt gehören auch eine etwa 
gesondert geforderte Steuer oder die Vorverkaufsge-
bühr. Die in einem Entgelt enthaltenen Beträge für 
Speisen, Getränke und sonstige Zugaben bleiben au-
ßer Ansatz.

(3) Bei der Besteuerung nach der Veranstaltungsfläche (§ 
4 Absatz 3) ist Bemessungsgrundlage die Veranstal-
tungsfläche. Dazu gehören die für die Vorführung 
und Zuschauer bestimmten Flächen einschließlich 
der Ränge, Logen und Galerien, Wandelgänge und 
Erfrischungsräume, nicht dagegen die Bühnen- und 
Kassenräume, die Kleiderablage und die Toiletten. 
Findet die Veranstaltung ganz oder teilweise im Frei-
en statt, so sind von den im Freien gelegenen Flächen 
nur die für die Vorführung und die Zuschauer be-
stimmten Flächen einschließlich der dazwischen ge-
legenen Wege und angrenzenden Veranden, Zelte und 
ähnliche Einrichtungen in die Bemessungsgrundlage 
einzubeziehen.

(4) Bei der Besteuerung nach der Roheinnahme (§ 4 Ab-
satz 4) gilt das gesamte Entgelt, das für die Teilnahme 
an der Veranstaltung gefordert wird, als Bemessungs-
grundlage.

(5) Bei der Spielgerätesteuer (§ 4 Absatz 5) ist Bemes-
sungsgrundlage das Einspielergebnis des einzelnen 
Gerätes. Geräte ohne Gewinnmöglichkeit werden 
pauschal besteuert.

(6) Als Einspielergebnis gilt bei Spielgeräten mit Ge-
winnmöglichkeit und manipulationssicheren Zähl-
werken die Bruttokasse. Sie errechnet sich aus der 
elektronisch gezählten Kasse (inklusive der Verände-
rungen der Röhreninhalte), abzüglich Nachfüllun-
gen, Falschgeld und Fehlgeld.

 Das negative Einspielergebnis eines Spielgerätes im 
Erhebungszeitraum ist mit 0,00 Euro anzusetzen.
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(7) Spielgeräte mit manipulationssicheren Zählwerken 
sind Geräte, deren Software die Daten, wie z. B. Auf-
stellort, Gerätenummer, Gerätenamen, Zulassungs-
nummer, fortlaufende Nummer des jeweiligen Aus-
drucks, Datum der letzten Kassierung, elektronisch 
gezählte Kasse, Röhren- / Hopper- / Dispenserinhalte 
usw. lückenlos und fortlaufend aufzeichnet.

(8) Hat ein Spiel- oder Bildschirmgerät mehrere Spiel-, 
Geschicklichkeits- oder Unterhaltungseinrichtun-
gen, die unabhängig voneinander und zeitgleich ganz 
oder teilweise nebeneinander entgeltpflichtig bespielt 
werden können, so gilt jede dieser Einrichtungen als 
ein Spiel- oder Bildschirmgerät.

§ 7
Steuersätze

(1) Bei der Kartensteuer und der Steuer nach der Rohein-
nahme beträgt der Steuersatz

 1. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 10 v. H.
 2. bei Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 2 und 4 20 v. H.
 3. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 3 30 v. H.
 der Bemessungsgrundlage.
(2) Bei der Besteuerung nach der Veranstaltungsfläche 

beträgt der Steuersatz
 1. bei Veranstaltungen nach § 1 Nr. 1 0,80 Euro
 2. bei Veranstaltungen nach § 1  

Nr. 2 und 4 1,50 Euro
 3. in allen übrigen Fällen 0,80 Euro
 pro Veranstaltung für jede angefangenen 10 qm Ver-

anstaltungsfläche.
(3) Bei der Spielgerätesteuer in den Fällen des § 6 Abs. 6 

und 7 beträgt der Steuersatz 11 v. H. des monatlichen 
Einspielergebnisses.

(4) Bei Spielgeräten ohne Gewinnmöglichkeiten beträgt 
der Steuersatz für jeden angefangenen Kalendermo-
nat und für jedes Gerät bei

 a) Geräten ohne Gewinnmöglichkeit, die in  
Spielhallen aufgestellt sind, mit Ausnahme  
der Geräte zu Buchst. c) bis e) 51,00 Euro

 b) Geräten ohne Gewinnmöglichkeit, die nicht  
in Spielhallen aufgestellt sind, mit Ausnahme  
der Geräte zu Buchst. c) bis e) 26,00 Euro

 c) Geräten, mit denen sexuelle Handlungen oder 
Gewalttätigkeiten gegen Menschen dargestellt 
werden oder die eine Verherrlichung oder  
Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand  
haben, unabhängig vom Aufstellort 307,00 Euro

 d) elektronischen multifunktionalen Bildschirm-
geräten ohne Gewinnmöglichkeit 15,00 Euro

 e) Musikautomaten 13,00 Euro

§ 8
erhebungszeitraum

(1) Bei Veranstaltungen im Sinne von § 1 Nrn. 1 bis 4 
ist Erhebungszeitraum die Zeit vom Beginn bis zum 
Ende der Veranstaltung.

(2) Bei Geräten im Sinne von § 1 Nrn. 5 und 6 ist Erhe-
bungszeitraum der Kalendermonat, es sei denn, das 
Gerät wird erst nach Beginn des Kalendermonats in 
Betrieb genommen, dann beginnt der Erhebungs-
zeitraum mit der tatsächlichen Inbetriebnahme. Ent-
sprechendes gilt für die Außerbetriebnahme vor Ab-
lauf des Kalendermonats.

(3) Die Stadt Garbsen kann widerruflich zulassen, dass in 
den Fällen des Absatzes 1, in denen der Steuerschuld-
ner mehrere Veranstaltungen durchführt, auch der 
Kalendermonat als Erhebungszeitraum gilt.

§ 9
entstehung der Steuerschuld

Die Steuerschuld entsteht im Falle des § 8 Absätze 1 und 
3 mit dem Beginn der Veranstaltung und im Falle des 
§ 8 Absatz 2 mit dem Ablauf des jeweiligen Erhebungs-
zeitraumes.

§ 10
Steuererklärung und Steuerfestsetzung

(1) Der Steuerschuldner (§ 3) hat innerhalb von 10 Ta-
gen nach Ablauf des Erhebungszeitraumes eine Steu-
ererklärung auf einem von der Stadt Garbsen vorge-
schriebenen Vordruck abzugeben. Ausnahmen hier-
von können zugelassen werden. Die Steuer setzt die 
Stadt Garbsen durch schriftlichen Bescheid fest.

(2) Bei Spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit im Sinne 
von § 1 Nr. 5 ist der letzte Tag des jeweiligen Erhe-
bungszeitraumes als Auslesetag der elektronisch ge-
zählten Kasse zu Grunde zu legen. Für den folgenden 
Erhebungszeitraum ist lückenlos an den Auslesezeit-
punkt des Auslesetages des vorherigen Erhebungs-
zeitraumes anzuschließen.

(3) Gibt der Steuerschuldner (§ 3) die Steuererklärung 
nicht, nicht sachlich richtig, nicht rechtzeitig oder 
nicht vollständig ab, kann die Stadt Garbsen von 
den Möglichkeiten der Schätzung der Bemessungs-
grundlage und der Festsetzung von Verspätungszu-
schlägen nach den Vorschriften der Abgabenordnung 
Gebrauch machen. Maßgeblich für die Fristwahrung 
im Sinne von Absatz 1 ist der Eingang bei der Stadt 
Garbsen.

(4) Tritt im Laufe eines Erhebungszeitraums an die Stelle 
eines Gerätes ohne Gewinnmöglichkeit im Sinne von 
§ 1 Nrn. 5 und 6 ein gleichartiges Gerät, so wird die 
hierfür festzusetzende Steuer für den Erhebungszeit-
raum nur einmal erhoben.

§ 11
Fälligkeit

(1) Ein durch schriftlichen Bescheid festgesetzter Steuer-
betrag ist innerhalb von 10 Tagen nach Bekanntgabe 
des Bescheides zu entrichten.

(2) Bei Geräten ohne Gewinnmöglichkeit im Sinne von § 
1 Nrn. 5 und 6 wird die Steuer jeweils zum 15. des Ka-
lendermonats fällig, soweit ein Steuerbescheid nichts 
anderes festsetzt.

§ 12
anzeige- und aufbewahrungspflichten

(1) Der Steuerschuldner hat die erstmalige Inbetriebnah-
me von Spielgeräten nach § 1 Nrn. 5 und 6 hinsicht-
lich der Art und Anzahl der Spielgeräte an einem Auf-
stellort bis zum 10. Tag des auf die Inbetriebnahme 
folgenden Kalendermonats anzuzeigen. Die Anzeige 
muss die Bezeichnung des Spielgerätes (Geräteart), 
den Gerätenamen, den Aufstellort, den Zeitpunkt der 
Inbetriebnahme und bei Geräten mit Gewinnmög-
lichkeit zusätzlich die Zulassungsnummer enthalten. 
Die Erklärung für Spielgeräte hat auf einem von der 
Stadt Garbsen vorgeschriebenen Vordruck zu erfol-
gen.

 Die Anmeldung gilt für die gesamte Betriebszeit des 
und eines im Austausch an seine Stelle tretenden 
gleichartigen Gerätes.

(2) Die Anzeigepflichten nach Absatz 1 gelten bei jeder 
den Spielbetrieb betreffenden Veränderung.
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(3) Die Außerbetriebnahme eines angemeldeten Gerätes 
oder der Austausch eines solchen sind mit der Steuer-
erklärung zu melden.

(4) Der Steuerschuldner hat Veranstaltungen gemäß § 
1 Nrn. 1 bis 4 bei der Stadt Garbsen spätestens 10 
Werktage vor Beginn der Veranstaltung anzuzeigen. 
Zur Anmeldung ist auch die Besitzerin oder Besitzer 
der dazu benutzten Räume und Grundstücke ver-
pflichtet.

(5) Bei Veranstaltungen desselben Steuerschuldners kann 
die Stadt Garbsen eine einmalige Anmeldung für 
mehrere Veranstaltungen als ausreichend anerken-
nen.

(6) Der Steuerschuldner hat alle Unterlagen, aus denen 
die Bemessungsgrundlagen hervorgehen, entspre-
chend den Bestimmungen des § 147 der Abgaben-
ordnung aufzubewahren. Alle durch die Spiel- bzw. 
Bildschirmgeräte erstellten Aufzeichnungen (z.B. 
Druckprotokolle über die Spieleinsätze bzw. den Kas-
seninhalt bzw. das Einspielergebnis) oder erzeugba-
ren Daten sind aufbewahrungspflichtige Unterlagen 
im Sinne von § 147 Abgabenordnung.

§ 13
ausgabe von eintrittskarten

(1) Eintrittskarten müssen mit fortlaufenden Nummern 
und Steuerstempel der Stadt Garbsen versehen sein, 
die Veranstaltung kennzeichnen sowie das Entgelt 
oder die Unentgeltlichkeit angeben.

(2) Wird für die Teilnahme an einer Veranstaltung ein 
Eintrittsgeld erhoben, so ist der Steuerschuldner ver-
pflichtet, an alle Personen, denen der Zutritt gestattet 
wird, Eintrittskarten oder sonstige Ausweise auszuge-
ben. Die entwerteten Karten sind den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern zu belassen und von diesen den 
Beauftragten der Stadt Garbsen auf Verlangen vorzu-
zeigen.

(3) Der Steuerschuldner hat der Stadt Garbsen vor der 
Veranstaltung ein Muster der Eintrittskarten oder 
der sonstigen Ausweise vorzulegen, die für die Veran-
staltung ausgegeben werden sollen. Die Karten bzw. 
Ausweise müssen durch die Stadt Garbsen genehmigt 
werden und mit einem Steuerstempel der Stadt Garb-
sen versehen sein.

(4) Über die ausgegebenen Karten bzw. Ausweise hat der 
Steuerschuldner für jede Veranstaltung einen fortlau-
fenden Nachweis zu führen. Die nicht ausgegebenen 
Karten sind zusammen mit der Steuererklärung bei 
der Stadt Garbsen vorzulegen.

(5) Die Stadt kann Ausnahmen von den Absätzen 1 - 4 
zulassen.

§ 14
Sicherheitsleistung / vorauszahlung

(1) Die Stadt Garbsen kann die Leistung einer Sicherheit 
in der voraussichtlichen Höhe der Steuerschuld ver-
langen, wenn die Durchsetzung des Steueranspruchs 
gefährdet erscheint.

(2) Für Veranstaltungen nach § 1 Nrn. 1 bis 4, die nicht 
wiederholt oder regelmäßig stattfinden oder die von 
einem Veranstalter durchgeführt werden, der in-
nerhalb der letzten vor der Veranstaltung liegenden 
drei Kalendermonate die angemeldete Veranstaltung 
nicht durchgeführt hat, kann eine Vorauszahlung auf 
die Steuer, die sich im Veranlagungszeitraum voraus-
sichtlich ergeben wird, festgesetzt werden. Dauert die 
Veranstaltung mehr als drei Kalendermonate an und 
sind die Vorauszahlungen der Vormonate vollständig 
entrichtet worden, wird ab dem vierten Kalendermo-
nat keine Vorauszahlung mehr erhoben.

(3) Die Vorauszahlungen der einzelnen Kalendermona-
te werden nach Eingang der Steuererklärung für den 
jeweiligen Kalendermonat auf die Steuerschuld für 
diesen Erhebungszeitraum angerechnet.

§ 15
Steueraufsicht und prüfungsvorschriften

(1) Die Stadt Garbsen ist berechtigt auch während der 
Veranstaltung, zur Nachprüfung der Steuererklärung 
und zur Feststellung von Steuertatbeständen die Ver-
anstaltungs- und Aufstellorte zu betreten, Geschäfts-
unterlagen einzusehen und die Vorlage aktueller 
Zählwerksausdrucke zu verlangen.

(2) Die Stadt Garbsen ist berechtigt, Außenprüfungen 
nach den §§ 193 ff. der Abgabenordnung durchzu-
führen.

(3) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, bei der Über-
prüfung und der Außenprüfung den von der Stadt 
Garbsen Beauftragten unentgeltlichen Zutritt zu den 
Veranstaltungs- und Geschäftsräumen zu gestatten, 
alle für die Besteuerung bedeutsamen Auskünfte zu 
erteilen, sowie Räumlichkeiten, Zählwerksausdrucke 
und Geschäftsunterlagen, die für die Besteuerung von 
Bedeutung sind, zugänglich zu machen oder auf An-
forderung zu übersenden.

§ 16
datenverarbeitung

(1) Die zur Ermittlung der Steuerpflichtigen, zur Festset-
zung, Erhebung und Vollstreckung der Vergnügungs-
steuer und der Nebenleistungen nach dieser Satzung 
erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen 
Daten werden von der Stadt Garbsen gemäß § 9 Ab-
satz 1 Nr. 1 und § 10 Absatz 1 des Niedersächsischen 
Datenschutzgesetzes in Verbindung mit § 11 des Nie-
dersächsischen Kommunalabgabengesetzes und den 
dort genannten Bestimmungen der Abgabenordnung 
erhoben und verarbeitet.

 Die Datenerhebung beim Finanzamt, beim Amts-
gericht (Handelsregister), bei der Behörde für Geo-
information, Landentwicklung und Liegenschaften 
(Katasteramt) und bei den für das Einwohnermelde-
wesen, Bauwesen, Ordnungsrecht sowie Finanzwesen 
zuständigen Stellen der Stadt Garbsen erfolgt, soweit 
die Sachverhaltsaufklärung durch den Steuerpflich-
tigen nicht zum Ziel führt oder keinen Erfolg ver-
spricht (§ 93 Abs. 1 Satz 3 der Abgabenordnung).

(2) Die Daten dürfen von der Daten verarbeitenden Stel-
le nur zum Zweck der Steuererhebung nach dieser 
Satzung oder zur Durchführung eines anderen Abga-
benverfahrens, das denselben Abgabenpflichtigen be-
trifft, verarbeitet werden. Zur Kontrolle der Verarbei-
tung sind technische und organisatorische Maßnah-
men des Datenschutzes und der Datensicherheit nach 
§ 7 Absatz 2 des Niedersächsischen Datenschutzge-
setzes getroffen worden.

§ 17
ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Absatz 2 Nr. 2 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes han-
delt, wer

 1. entgegen § 10 die Steuererklärung nicht oder nicht 
innerhalb der dort bestimmten Frist abgibt;

 2. entgegen § 12 Absätze 1 bis 3 die Inbetriebnahme 
oder Veränderungen von bzw. bei Spielgeräten 
nicht bis zum 10. Tag des folgenden Kalendermo-
nats anzeigt;
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 3. entgegen § 12 Absatz 4 Veranstaltungen nicht oder 
weniger als 10 Werktage vor Beginn anzeigt;

 4. entgegen § 12 Absatz 6 alle Unterlagen, aus denen 
die Bemessungsgrundlagen hervorgehen, nicht 
entsprechend den Bestimmungen des § 147 der 
Abgabenordnung aufbewahrt;

 5. entgegen § 13 Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 bei 
Veranstaltungen, bei denen der Zutritt entgeltlich 
ist, keine Karten ausgibt oder diese vorab der Stadt 
Garbsen nicht zur Genehmigung vorgelegt hat, so-
weit die Stadt Garbsen keine Ausnahme nach § 13 
Absatz 5 zugelassen hat;

 6. entgegen § 15 Absatz 3 die ihr / ihm obliegenden 
Pflichten nicht erfüllt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
von bis zu 10.000 Euro geahndet werden.

§ 18
in-kraft-treten

(1) Diese Satzung tritt am 1. Juli 2012 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die bisherige Vergnügungssteuersat-

zung vom 25. Juni 2001 in der zuletzt geltenden Fas-
sung außer Kraft.

Garbsen, den 22. Mai 2012

STADT GARBSEN
Alexander Heuer

Bürgermeister

 allgemeinverfügung über eine ausnahme vom lei-
nenzwang „hundeauslauffläche im park am Beren-
bosteler See“

Für die im Anhang gekennzeichnete Fläche im Park am 
Berenbosteler See wird vom 01.07.2012 bis zum Ablauf 
des 30.06.2013 gemäß § 5 der Verordnung der Stadt Garb-
sen zur Haltung von Hunden im Stadtgebiet vom 12. Ja-
nuar 2004 in der Fassung vom 25.05.2010 eine Ausnahme 
vom Leinenzwang für Hunde nach § 4 der genannten Ver-
ordnung erteilt.

Begründung:
Grundsätzlich gilt im gesamten Park am Berenbosteler See 
aufgrund des § 4 der Verordnung der Stadt Garbsen zur 
Haltung von Hunden im Stadtgebiet ein Leinenzwang für 
Hunde. 
Nachdem verschiedene Hundehalter den Wunsch nach 
einer sogenannten Auslauffläche, vorzugsweise in diesem 
Park, geäußert hatten, wurde zunächst versuchsweise bis 
zum 30.06.2012 auf einer räumlich begrenzten Fläche des 
Parks am Berenbosteler See eine Ausnahme vom Leinen-
zwang erteilt.
Da die bisherigen Erfahrungswerte bislang nicht ausrei-
chen, um eine abschließende Entscheidung über eine dau-
erhafte Ausweisung einer Hundeauslauffläche durch eine 
entsprechende Änderung der Verordnung der Stadt Garb-
sen zur Haltung von Hunden im Stadtgebiet zu treffen, 
wird für ein weiteres Jahr eine Ausnahme vom Leinen-
zwang auf der in der Anlage gekennzeichneten räumlich 
begrenzten Fläche des Parks am Berenbosteler See erteilt.
Die bereits vorhandene Beschilderung wird beibehalten, 
um auf den besonderen Charakter dieser Fläche („Hun-
deauslauffläche“) hinzuweisen und um Konflikte und 
Gefahrensituationen aufgrund des Zusammentreffens  
Erholung suchender Parkbebesucher ohne Hunde und 
Hundehaltern in diesem Bereich vorzubeugen. 
Wichtiger hinweis: Ein Leinenzwang, der aufgrund an-
derer Rechtsquellen besteht oder angeordnet wurde, bleibt 
von dieser Ausnahme unberührt.

Garbsen, 24.05.2012

STADT GARBSEN
Alexander Heuer

Bürgermeister
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2. Stadt Seelze

 eröffnungsbilanz der Stadt Seelze

Der Rat der Stadt Seelze hat in seiner Sitzung am 
24.05.2012 nach Artikel 6 Absatz 8 des Gesetzes zur Neu-
ordnung des Gemeindehaushaltsrechts und zur Änderung 
gemeindewirtschaftlicher Vorschriften vom 15.11.2005 
(GemHausRNeuOG) nachstehende erste Eröffnungsbi-
lanz der Stadt Seelze zum Stichtag 01.01.2011 beschlossen. 
Die erste Eröffnungsbilanz ist gemäß Artikel 6 Absatz 
8 Satz 2 GemHausRNeuOG in Verbindung mit § 129 
Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) der Kommunalaufsicht mit Schreiben vom 
25.05.2012 angezeigt worden und liegt mit ihrem Anhang 
und dem Prüfungsbericht des Rechnungsprüfungsamtes 
gem. § 129 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die Veröf-
fentlichung vom 08.06. - 18.06.2012 im Rathaus Seelze, 
Abteilung Finanzmanagement, Rathausplatz 1, 30926 
Seelze, Zimmer 149, während der Dienstzeiten öffentlich 
aus.

Seelze, 29.05.2012

STADT SEELZE
Bürgermeister

Schallhorn

veröffentlichung der eröffnungsbilanz der Stadt Seelze zum 01.01.2011

aktiva Vorjahr Haushaltsjahr passiva Vorjahr Haushaltsjahr
 - Euro - - Euro -    - Euro - - Euro -

1. Immaterielles Vermögen   250.625,91  1. Nettoposition   123.229.335,39
2. Sachvermögen   227.125.436,15  1.1 Basis Reinvermögen   48.142.691,87
3. Finanzvermögen   1.773.212,79   1.2 Rücklagen   0,00
4. Liquide Mittel   474.972,83   1.3 Jahresergebnis   0,00
3. Finanzvermögen   1.773.212,79   1.4 Sonderposten   75.086.643,52
5. Aktive Rechnungsabgrenzung 708.342,95 2. Schulden   87.004.815,06
    2.1 Geldschulden   84.764.959,74
      davon
     2.1.1 Liquiditätskredite   36.135.000,00
     2.1.2 Geldschulden 
              (ohne Liquid.Kredite)  48.629.959,74
    2.2 Verbindlichkeiten aus kredit-  0,00
     ähnlichen Rechtsgeschäften  0,00
    2.3 Verbindlichkeiten aus  1.771.694,27
     Lieferungen und Leistungen
    2.4 Transferverbindlichkeiten   67.848,13
    2.5 Sonstige Verbindlichkeiten   400.312,92
   3. Rückstellungen   16.201.094,93
   4. Passive Rechnungsabgrenzung   3.897.345,25

Bilanzsumme aktiva Vorjahr Haushaltsjahr Bilanzsumme (passiva) Vorjahr Haushaltsjahr
 - Euro - - Euro -     - Euro - - Euro -
  230.332.590,63      230.332.590,63
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3. gemeinde  Wedemark

 Bebauungsplan nr. 04/16 „kummerberg iii“ im 
ortsteil Bissendorf, 2. Änderung

Der Rat der Gemeinde Wedemark hat in seiner Sitzung 
am 16.04.2012 die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
04/16 „Kummerberg III“ gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) als Satzung beschlossen.
Der räumliche Geltungsbereich ist in nachstehendem 
Übersichtsplan dargestellt.

 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 04/16 „Kum-
merberg III“ und deren Begründung können bei der 
Gemeindeverwaltung - Fritz-Sennheiser-Platz 1 (Ecke 
Hellendorfer Kirchweg / Ortsriede) -, 30900 Wedemark-
Mellendorf, während der Sprechzeiten eingesehen wer-
den. Über den Inhalt kann Auskunft verlangt werden.
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in 
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2 BauGB bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften sowie Mängel 
des Abwägungsvorgangs  gem. § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
dann unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber 
der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 
Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch den Be-
bauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie 
über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen.
Mit der Bekanntmachung im Gemeinsamen Amtsblatt für 
die Region Hannover und die Landeshauptstadt Hanno-
ver tritt die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 04/16 
„Kummerberg III“ im Ortsteil Bissendorf in Kraft.

Wedemark, den 22.05.2012

GEMEINDE WEDEMARK
Tjark Bartels

Bürgermeister

c) SonStige  Bekanntmachungen

 – – –
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